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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Technologie (9. Ausschuss) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Heidi Lippmann, Fred Gebhardt, 

Wolfgang Gehrcke-Reymann, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der PDS 
- Drucksache 14/3004 - 


Keine Lieferung von Panzern und anderen Rüstungsgütern und Lizenzen 
an die Türkei 

A. Problem 

Mit den am 19. Januar 2000 vom Bundeskabinett beschlossenen Rüstungs- 
exportrichtlinien hat sich die Bundesregierung verpflichtet, ihre Entscheidung 
über die Erteilung von Ausfuhrgenehmigungen von Gütern und Lizenzen, die 
unter das Kriegswaffenkontrollgesetz fallen, verbindlich daran zu orientieren, 
ob die Menschenrechte in dem betreffenden Land beachtet, die Zuverlässigkeit 
des Endverbleibs geregelt sowie der EU-Verhaltenskodex eingehalten wird. 

Die Bundesregierung soll aufgefordert werden, keine Ausfuhrgenehmigungen 
für Güter und Lizenzen, die unter das Kriegswaffenkontrollgesetz fallen, an die 
Türkei zu erteilen oder in Aussicht zu stellen. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrages der Fraktion der PDS auf Drucksache 14/3004. 

Mehrheitsbeschluss im Ausschuss 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag der Fraktion der PDS - Drucksache 14/3004 - abzulehnen. 

Berlin, den 26. Oktober 2000 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 

Matthias Wissmann Dr. Ditmar Staffelt 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Ditmar Staffelt 


I. 

Der Antrag der Fraktion der PDS wurde in der 108. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 8. Juni 2000 zur feder- 
führenden Beratung an den Ausschuss für Wirtschaft und 
Technologie sowie zur Mitberatung an den Auswärtigen 
Ausschuss, den Innenausschuss, den Rechtsausschuss, den 
Verteidigungsausschuss, den Ausschuss für Menschen- 
rechte und humanitäre Hilfe und den Ausschuss für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung überwiesen. 

II. 

Der Auswärtige Ausschuss hat den Antrag in seiner 
Sitzung am 11. Oktober 2000 beraten und mit den 
Stimmen der Mitglieder der Fraktionen SPD, CDU/CSU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und F.D.P., gegen die Stim- 
men der Mitglieder der Fraktion der PDS empfohlen, den 
Antrag abzulehnen. 

Der Innenausschuss hat die Vorlage in seiner Sitzung 
am 5. Juli 2000 beraten und mit den Stimmen der Mit- 
glieder der Fraktionen SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und F.D.P. gegen die Stimmen der Mitglieder der 
Fraktion der PDS empfohlen, den Antrag abzulehnen. 

Der Rechtsauschuss hat den Antrag in seiner Sitzung am 
5. Juli 2000 beraten und mit den Stimmen der Mitglieder 
der Fraktionen SPD, CDU/CSU und F.D.P. gegen die 
Stimmen der Mitglieder der Fraktion der PDS sowie bei 
Abwesenheit der Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN empfohlen, den Antrag abzulehnen. 

Der Verteidigungsausschuss hat den Antrag in seiner 
Sitzung am 5. Juli 2000 beraten und mit den Stimmen der 
Mitglieder der Fraktionen SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und F.D.P. gegen die Stimmen der Mit- 
glieder der Fraktion der PDS empfohlen, den Antrag abzu- 
lehnen. 

Der Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre 
Hilfe hat den Antrag in seiner Sitzung am 5. Juli 2000 bera- 
ten und mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen 
SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und F.D.P. 
gegen die Stimmen der Mitglieder der Fraktion der PDS 
empfohlen, den Antrag abzulehnen. 


Der Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung hat den Antrag in seiner Sitzung am 5. Juli 
2000 beraten und mit den Stimmen der Mitglieder der 
Fraktionen SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und F.D.P. sowie bei Abwesenheit der Fraktion der PDS 
empfohlen, den Antrag abzulehnen. 


III. 

Im Antrag der Fraktion der PDS wird festgestellt, dass sich 
mit den am 9. Januar 2000 vom Bundeskabinett beschlosse- 
nen Rüstungsexportrichtlinien die Bundesregierung ver- 
pflichtet habe, ihre Entscheidungen über die Erteilung von 
Ausfuhrgenehmigungen für Güter und Lizenzen, die unter 
das Kriegswaffenkontrollgesetz fallen, verbindlich daran zu 
orientieren, ob die Menschenrechte in dem betreffenden 
Land beachtet, die Zuverlässigkeit des Endverbleibs gere- 
gelt sowie der EU- Verhaltenskodex eingehalten wird. Hin- 
sichtlich der Türkei wird festgehalten, dass trotz der Ver- 
leihung des Kandidatenstatus auf dem Gipfel des Euro- 
päischen Rates in Helsinki die EU förmlich festgestellt hat, 
dass die Türkei die „Kopenhagener Kriterien“ derzeit nicht 
einhalte. Im Antrag wird außerdem auf die anhaltende 
Kritik aus der EU an demokratischen und rechtsstaatlichen 
Mängeln in der Türkei hingewiesen. Es wird festgehalten, 
dass Deutschland seit Jahren militärisch Material an die 
Türkei und Griechenland liefert, obwohl es zwischen beiden 
NATO-Partnern zu ernsthaften Krisensituationen gekom- 
men ist. Wegen des erreichten Zustandes der Überrüstung, 
zu dem Deutschland als NATO-Partner in beträchtlichem 
Umfang beigetragen habe, dürfe nicht länger eine Unter- 
stützung durch Panzer- und Waffenlieferungen erfolgen. 


IV. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie hat die 

Vorlage in seiner 36. Sitzung am 5. Juli 2000 beraten. Er be- 
schloss mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen 
SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und F.D.P. 
gegen die Stimmen der Mitglieder der Fraktion der PDS, 
dem Deutschen Bundestag die Ablehnung der Vorlage - 
Drucksache 14/3004 - zu empfehlen. 


Berlin, den 26 Oktober 2000 


Dr. Ditmar Staffelt 

Berichterstatter 
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